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Ergänzungsblätter zum Buch

Strafprozessordnung 1975
11. Auflage

Die Änderungen sind unterlegt

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen:

BGBl. I Nr. 70/2018 (Art. 2 Strafrechtsänderungsgesetz 2018; RV 252 AB 261
BlgNR 26. GP)

BGBl. I Nr.105/2019 (Art. 6 Gewaltschutzgesetz 2019; GP XXVI IA 970/A)
BGBl. I Nr. 111/2019 (Art. 3; GP XXVII RV 1 AB 14)
BGBl. I Nr. 113/2019 (VfGH)
BGBl. I Nr. 14/2020 (GP XXVII AB 104)
BGBl. I Nr. 16/2020 (Art. 24 2. COVID-Gesetz; GP XXVII IA 397/A AB 112)
BGBl. I Nr. 20/2020 (Art. 2 Strafrechtliches EU-Anpassungsgesetz 2020; GP

XXVII RV 52 AB 93)
BGBl. I Nr. 24/2020 (Art. 3 4. COVID-19-Gesetz; GP XXVII IA402/A AB 115)

§ 20a Abs. 1 Z 1 wurde geändert:
1. Veruntreuung, schwerer oder gewerbsmäßig schwerer Betrug, betrügeri-

scher Datenverarbeitungsmissbrauch, Untreue, Förderungsmissbrauch,
betrügerische Krida, ausgabenseitiger Betrug zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Europäischen Union und missbräuchliche Verwendung von
Mitteln und Vermögenswerten zum Nachteil der finanziellen Interessen der
Europäischen Union, soweit auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen
ist, dass der durch die Tat herbeigeführte Schaden 5 000 000 Euro über-
steigt oder sich der Vorsatz darauf erstreckt (§ 133 Abs. 2 zweiter Fall, §
147 Abs. 3, § 148 zweiter Fall, § 148a Abs. 2 zweiter Fall, § 153 Abs. 3 zwei-
ter Fall, § 153b Abs. 4, § 156 Abs. 2 168c Abs. 4 und § 168d Abs. 3 StGB);

§ 20a Abs. 1 Z 5 wurde geändert:
6. Unvertretbare Darstellung wesentlicher Informationen über bestimmte Ver-

bände (§ 163a StGB) und unvertretbare Berichte von Prüfern bestimmter
Verbände (§ 163b StGB) sowie Vergehen nach dem Immobilien-Investment-
fondsgesetz, BGBl. I Nr. 80/2003, Investmentfondsgesetz 2011, BGBl. I Nr.
77/2011, Kapitalmarktgesetz, BGBl. Nr. 625/1991, jeweils jedoch nur soweit
die betroffene Gesellschaft über ein Stammkapital von zumindest 5 000 000
Euro oder über mehr als 2000 Beschäftigte verfügt, sowie Straftaten nach
dem BörseG 2018, BGBl. I Nr. 107/2017, nach dem ElWOG 2010, BGBl. I Nr.
110/2010 und dem GWG 2011, BGBl. I Nr. 107/2011;
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§ 52 Abs. 2 Z 4 wurde angefügt:
4. für die Herstellung einer Abschrift oder Kopie des Protokolls seiner Ver-

nehmung (§ 96 Abs. 5).

§ 53 Abs. 2 hat zu lauten:
(2) Soweit Akteneinsicht zusteht, ist sie grundsätzlich während der Amtsstun-

den in den jeweiligen Amtsräumen zu ermöglichen. Im Rahmen der technischen
Möglichkeiten kann sie auch über Bildschirm oder im Wege elektronischer Daten-
übertragung gewährt werden. Es ist unzulässig, dem Beschuldigten oder seinem
Vertreter Akten oder Teile davon zur Herstellung von Kopien außerhalb des Amts-
gebäudes mitzugeben.

§ 56 Abs. 3 hat zu lauten:
(3) Wesentliche Aktenstücke sind die Anordnung und gerichtliche Bewilligung

der Festnahme, im Falle des § 171 Abs. 2 die schriftliche Begründung der Krimi-
nalpolizei, der Beschluss auf Verhängung oder Fortsetzung der Untersuchungs-
haft, die Anklage sowie die Ausfertigung des noch nicht rechtskräftigen Urteils
und der noch nicht rechtskräftigen Strafverfügung (§ 491). Diese Aktenstücke
sind, soweit nicht nach Abs. 5 oder 6 vorgegangen wird, im Fall des § 171 Abs. 2
durch die Kriminalpolizei, im Übrigen jedoch durch die Staatsanwaltschaft oder im
Fall der Verhängung oder Fortsetzung der Untersuchungshaft und im Hauptver-
fahren (§ 210 Abs. 2) durch das Gericht schriftlich übersetzen zu lassen.

§ 58 Abs. 4 hat zu lauten:
(4) Für einen Minderjährigen und eine volljährige Person, die einen gesetzli-

chen Vertreter nach § 1034 Abs. 1 Z 2 oder 3 ABGB hat, kann der gesetzliche Ver-
treter selbst gegen ihren Willen einen Verteidiger bevollmächtigen.

§ 59 Abs. 5 wurde angefügt:
(5) Die Kosten für die Beiziehung eines „Verteidigers in Bereitschaft“ (Abs. 4)

hat der Beschuldigte nicht zu tragen, wenn er erklärt, dazu aus den in § 61 Abs. 2
erster Satz genannten Gründen außer Stande zu sein:

1. für die Beiziehung zu der nach § 174 Abs. 1 durchzuführenden Verneh-
mung;

2. wenn es sich um einen schutzbedürftigen Beschuldigten handelt (§ 61 Abs.
2 Z 2).

Ergibt sich im weiteren Verfahren, dass die Erklärung des Beschuldigten falsch
war, so ist er vom Gericht nachträglich zum Ersatz dieser Kosten zu verpflichten.

§ 61 Abs. 2 lautet:
(2) Ist der Beschuldigte außerstande, ohne Beeinträchtigung des für ihn und

seine Familie, für deren Unterhalt er zu sorgen hat, zu einer einfachen Lebensfüh-
rung notwendigen Unterhaltes die gesamten Kosten der Verteidigung zu tragen,
so hat das Gericht auf Antrag des Beschuldigten, in den Fällen der Z 2 auch nach
Ermessen des Gerichts von Amts wegen, zu beschließen, dass diesem ein Vertei-
diger beigegeben wird, dessen Kosten er nicht oder nur zum Teil (§ 393 Abs. 1a)
zu tragen hat, wenn und soweit dies im Interesse der Rechtspflege, vor allem im
Interesse einer zweckentsprechenden Verteidigung, erforderlich ist (Verfahrenshil-
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feverteidiger). Die Beigebung eines Verteidigers ist in diesem Sinn jedenfalls er-
forderlich:

1. in den Fällen des Abs. 1,
2. wenn der Beschuldigte schutzbedürftig ist, weil er

a. blind, gehörlos, stumm oder in vergleichbarer Weise behindert ist oder
b. an einer psychischen Krankheit oder einer vergleichbaren Beeinträchti-

gung seiner Entscheidungsfähigkeit leidet,
und er deshalb nicht in der Lage ist, sich selbst zu verteidigen,

3. für das Rechtsmittelverfahren auf Grund einer Anmeldung einer Berufung,
4. bei schwieriger Sach- oder Rechtslage.

§ 62 Abs. 2a wurde eingefügt:
(2a) Die Beigebung und Bestellung eines Verfahrenshilfeverteidigers hat un-

verzüglich, jedenfalls aber vor der nächstfolgenden Vernehmung des Beschuldig-
ten, Tatrekonstruktion (§ 149 Abs. 1 Z 2, § 150) oder Gegenüberstellung (§ 163
StPO), zu der der Beschuldigte beigezogen wird, zu erfolgen. Vor deren Durchfüh-
rung ist dem Verteidiger eine angemessene Vorbereitungsfrist zu gewähren, so-
weit nicht besondere Umstände befürchten lassen, dass weiteres Zuwarten den
Zweck der Ermittlungen gefährden würde.

§ 66 Abs. 2 hat zu lauten:
(2) Opfern im Sinne des § 65 Z 1 lit. a oder b sowie Opfern (§ 65 Z 1) terroristi-

scher Straftaten (§ 278c StGB) ist auf ihr Verlangen psychosoziale und juristische
Prozessbegleitung zu gewähren, soweit dies zur Wahrung der prozessualen Rech-
te der Opfer unter größtmöglicher Bedachtnahme auf ihre persönliche Betroffen-
heit erforderlich ist. Psychosoziale Prozessbegleitung umfasst die Vorbereitung
der Betroffenen auf das Verfahren und die mit ihm verbundenen emotionalen Be-
lastungen sowie die Begleitung zu Vernehmungen im Ermittlungs- und Hauptver-
fahren, juristische Prozessbegleitung die rechtliche Beratung und Vertretung
durch einen Rechtsanwalt. Die Bundesministerin für Justiz ist ermächtigt, bewähr-
te geeignete Einrichtungen vertraglich zu beauftragen, Opfern im Sinne des § 65
Z 1 lit. a oder b sowie Opfern (§ 65 Z 1) terroristischer Straftaten (§ 278c StGB)
nach Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen Prozessbegleitung zu gewähren.
Opfern, die in ihrer sexuellen Integrität verletzt worden sein könnten und das vier-
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist jedenfalls psychosoziale Pro-
zessbegleitung zu gewähren.

§ 66a Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:
Als besonders schutzbedürftig gelten jedenfalls Opfer,

1. die in ihrer sexuellen Integrität und Selbstbestimmung verletzt worden sein
könnten,

2. zu deren Schutz ein Betretungs- und Annäherungsverbot zum Schutz vor
Gewalt nach § 38a Abs. 1 SPG erteilt werden könnte,

3. die minderjährig (§ 74 Abs. 1 Z 3 StGB) sind.

§ 66a Abs. 2 Z 1a wurde eingefügt:
1a. zu verlangen, dass Dolmetschleistungen (§ 66 Abs. 3) bei Vernehmungen

des Opfers im Ermittlungsverfahren und in der Hauptverhandlung nach
Möglichkeit von einer Person des gleichen Geschlechts erbracht werden,



Ergänzungsblätter

4

§ 68 Abs. 1 hat zu lauten:
§ 68. (1) Privatbeteiligte und Privatankläger sind zur Akteneinsicht berechtigt,

soweit ihre Interessen betroffen sind; hiefür gelten die §§ 51, 52 Abs. 1, Abs. 2 Z 1,
3 und 4 sowie 53 sinngemäß. Im Übrigen darf die Akteneinsicht nur verweigert
oder beschränkt werden, soweit durch sie der Zweck der Ermittlungen oder eine
unbeeinflusste Aussage als Zeuge gefährdet wäre.

§ 70 hat zu lauten:
§ 70. (1) Sobald ein Ermittlungsverfahren geführt wird, hat die Kriminalpolizei

oder die Staatsanwaltschaft Opfer über ihre wesentlichen Rechte (§§ 66 bis 67) zu
informieren. Dies darf nur so lange unterbleiben, als besondere Umstände be-
fürchten lassen, dass ansonsten der Zweck der Ermittlungen gefährdet wäre.
Opfer im Sinn des § 65 Z 1 sind spätestens im Zeitpunkt ihrer Vernehmung dar-
über zu informieren, dass sie berechtigt sind, auf Antrag unverzüglich von

1. der Freilassung des Beschuldigten (§ 172 Abs. 4, § 177 Abs. 5),
2. der Flucht des in der Untersuchungshaft befindlichen Beschuldigten und

seiner Wiederergreifung (§ 181a),
3. der Flucht und Wiederergreifung des Geflohenen (§ 106 Abs. 4 StVG) sowie
4. dem ersten unbewachten Verlassen der Anstalt oder der bevorstehenden

oder erfolgten Entlassung des Strafgefangenen (§ 149 Abs. 5 StVG)
verständigt zu werden. § 50 Abs. 2 gilt sinngemäß.

(2) Spätestens vor ihrer ersten Vernehmung sind Opfer im Sinn des § 65 Z 1 lit.
a oder b sowie Opfer (§ 65 Z 1) terroristischer Straftaten (§ 278c StGB) überdies
über die Voraussetzungen der Prozessbegleitung und besonders schutzbedürftige
Opfer über ihre Rechte nach § 66a zu informieren.

(3) Nach erfolgter Belehrung kann das Opfer in jeder Lage des Verfahrens
erklären, auf weitere Verständigungen und Ladungen zu verzichten, in welchem
Fall von einer weiteren Beteiligung des Opfers am Verfahren Abstand zu nehmen
ist.

§ 76 Abs. 4 hat zu lauten:
(4) Eine Übermittlung personenbezogener Daten, die nach diesem Gesetz er-

mittelt wurden, darf nur an Behörden und Gerichte auf Grund einer ausdrücklichen
gesetzlichen Ermächtigung sowie nur dann vorgenommen werden, wenn die Ver-
wendung dieser Daten in einem Strafverfahren als Beweis zulässig ist. Sie hat zu
unterbleiben, wenn

1. die mit der Übermittlung verfolgten Zwecke nicht im gesetzlichen Zuständig-
keitsbereich der ersuchenden Behörden und Gerichte liegen oder

2. im Einzelfall schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen (§ 1 Abs. 1 DSG) die
mit der Übermittlung verfolgten Zwecke überwiegen, insbesondere wenn es
sich um personenbezogene Daten handelt, die durch eine körperliche Un-
tersuchung, eine molekulargenetische Untersuchung (§§ 123 und 124) oder
eine Ermittlungsmaßnahme nach dem 4. bis 6. Abschnitt des 8. Haupt-
stücks ermittelt worden sind, oder eine Übermittlung den Zweck der Ermitt-
lungen gefährden würde.
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§ 76 Abs. 6 wurde angefügt:
(6) Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte sind zum Zweck der

Vorbeugung einer mit beträchtlicher Strafe bedrohten Handlung (§ 17 SPG) gegen
Leben, Gesundheit, Freiheit oder Sittlichkeit berechtigt, nach diesem Gesetz ermit-
telte personenbezogene Daten, die zulässig in einem Strafverfahren Verwendung
finden können, an die Teilnehmer einer sicherheitspolizeilichen Fallkonferenz
(§ 22 Abs. 2 SPG) zu übermitteln. Dies hat jedenfalls dann zu unterbleiben, wenn
im Einzelfall schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen (§ 1 Abs. 1 DSG) die mit
der Übermittlung verfolgten Zwecke überwiegen.

§ 80 Abs. 1 hat zu lauten:
§ 80. (1) Wer von der Begehung einer strafbaren Handlung Kenntnis erlangt, ist

zur Anzeige an Kriminalpolizei oder Staatsanwaltschaft berechtigt. Einem Opfer
(§ 65 Z 1), das Anzeige erstattet hat, ist eine schriftliche Bestätigung der Anzeige
gebührenfrei auszufolgen.

§ 96 Abs. 5 hat zu lauten:
(5) Das Protokoll ist zum Akt zu nehmen. Soweit die vernommene Person zur

Akteneinsicht berechtigt ist, ist ihr auf Verlangen sogleich gebührenfrei eine Ab-
schrift oder Kopie auszufolgen, sofern dem schutzwürdige Interessen des Verfah-
rens oder Dritter nicht entgegen stehen; § 54 ist anzuwenden. Auf Kurzschriften
und Tonaufnahmen (Abs. 2) ist § 271 Abs. 6 anzuwenden.

§ 115 Abs. 1 Z 3 hat zu lauten:
3. dazu dienen werden, eine gerichtliche Entscheidung auf Konfiskation

(§ 19a StGB), auf Verfall (§ 20 StGB) auf erweiterten Verfall (§ 20b StGB),
auf Einziehung (§ 26 StGB) oder eine andere gesetzlich vorgesehene ver-
mögensrechtliche Anordnung zu sichern.

§ 134 Z 3a und § 135a wurden aufgehoben:

§ 155 Abs. 1 Z 3 und Z 4 haben zu lauten:
3. Personen, denen Zugang zu klassifizierten Informationen des Nationalrates

oder des Bundesrates gewährt wurde, soweit sie gemäß § 18 Abs. 1 des
Bundesgesetzes über die Informationsordnung des Nationalrates und des
Bundesrates, BGBl. I Nr. 102/2014, zur Verschwiegenheit verpflichtet sind,

4. Personen, die wegen einer psychischen Krankheit, wegen einer vergleich-
baren Beeinträchtigung ihrer Entscheidungsfähigkeit oder aus einem ande-
ren Grund unfähig sind, die Wahrheit anzugeben.

§ 160 Abs. 3 hat zu lauten:
(3) Der Vernehmung einer Person, die psychisch krank oder vergleichbar in

ihrer Entscheidungsfähigkeit beschränkt ist oder die das vierzehnte Lebensjahr
noch nicht zurückgelegt hat, ist jedenfalls eine Person ihres Vertrauens beizuzie-
hen.
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§ 165 Abs. 4 hat zu lauten:
(4) Einen minderjährigen Zeugen, der durch die dem Beschuldigten zur Last

gelegte Straftat in seiner Geschlechtssphäre verletzt worden sein könnte, hat das
Gericht in jedem Fall auf die in Abs. 3 beschriebene Art und Weise zu vernehmen,
die übrigen besonders schutzbedürftigen Opfer (§ 66a), die in § 156 Abs. 1 Z 1
erwähnten Zeugen sowie Zeugen, auf die die in § 66a Abs. 1 erwähnten Kriterien
zutreffen, über ihren Antrag oder jenen der Staatsanwaltschaft.

§ 171 Abs. 4 Z 2 lit. a hat zu lauten:
a. einen Angehörigen oder eine andere Vertrauensperson und einen Ver-

teidiger unverzüglich von seiner Festnahme zu verständigen oder ver-
ständigen zu lassen (Art. 4 Abs. 7 BVG über den Schutz der persönli-
chen Freiheit), wobei ihm auf Verlangen die Kontaktaufnahme mit einem
„Verteidiger in Bereitschaft“ (§ 59 Abs. 4) zu ermöglichen ist, dessen
Kosten er unter den Voraussetzungen des § 59 Abs. 5 nicht zu tragen
hat,

§ 173 Abs. 5 Z 3 hat zu lauten:
3. in den Fällen des § 38a Abs. 1 SPG das Gelöbnis, jeden Kontakt mit dem

Opfer zu unterlassen, und die Weisung, eine bestimmte Wohnung sowie
bestimmte sonstige Örtlichkeiten nicht zu betreten und sich dem Opfer
nicht anzunähern oder ein bereits erteiltes Betretungs- und Annäherungs-
verbot zum Schutz vor Gewalt nach § 38a Abs. 1 SPG oder eine einstweilige
Verfügung nach § 382b EO nicht zu übertreten, samt Abnahme aller
Schlüssel zur Wohnung,

§ 174 Abs. 1 hat zu lauten:
§ 174. (1) Jeder festgenommene Beschuldigte ist vom Gericht unverzüglich

nach seiner Einlieferung in die Justizanstalt zu den Voraussetzungen der Untersu-
chungshaft zu vernehmen. In Fällen einer Pandemie oder wenn es zur Verhütung
und Bekämpfung anzeigepflichtiger Krankheiten nach dem Epidemiegesetz 1950,
BGBl. Nr. 186/1959, nach Maßgabe einer Verordnung der Bundesministerin für
Justiz notwendig erscheint, kann gemäß § 153 Abs. 4 vorgegangen werden. Dem
Verteidiger und der Staatsanwaltschaft ist die Möglichkeit zur Teilnahme an dieser
Vernehmung einzuräumen. Das Gericht kann aber vor seiner Entscheidung sofor-
tige Ermittlungen vornehmen oder durch die Kriminalpolizei vornehmen lassen,
wenn deren Ergebnis maßgebenden Einfluss auf die Beurteilung von Tatverdacht
oder Haftgrund erwarten lässt. In jedem Fall hat das Gericht längstens binnen 48
Stunden nach der Einlieferung zu entscheiden, ob der Beschuldigte, allenfalls
unter Anwendung gelinderer Mittel (§ 173 Abs. 5), freigelassen oder ob die Unter-
suchungshaft verhängt wird.

§ 176 Abs. 3 hat zu lauten:
(3) Der Beschuldigte ist zur Verhandlung vorzuführen, es sei denn, dass dies

wegen Krankheit nicht möglich ist. Er muss durch einen Verteidiger vertreten sein.
Anstelle der Vorführung kann in den in § 174 Abs. 1 geregelten Fällen sowie bei
Beschuldigten, die in einer Außenstelle der Justizanstalt des zuständigen Gerichts
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oder in einer anderen als der Justizanstalt des zuständigen Gerichts (§ 183) an-
gehalten werden, gemäß § 153 Abs. 4 vorgegangen werden.

§ 206 Abs. 1 hat zu lauten:
§ 206. (1) Bei einem Vorgehen nach diesem Hauptstück sind stets die Interes-

sen des Opfers, insbesondere jenes auf Wiedergutmachung zu prüfen und im
größtmöglichen Ausmaß zu fördern. Das Opfer hat das Recht, eine Vertrauensper-
son beizuziehen. Jedenfalls sind Opfer unverzüglich im Sinne von § 70 Abs. 1 über
ihre Rechte, insbesondere jenes auf Prozessbegleitung und die in Betracht kom-
menden Opferschutzeinrichtungen zu informieren. Soweit dies zur Wahrung ihrer
Interessen und Rechte, insbesondere jenem auf Schadensgutmachung geboten
erscheint, ist ihnen und ihrer Vertretung, jedenfalls im Fall eines erteilten Betre-
tungs- und Annäherungsverbotes zum Schutz vor Gewalt nach § 38a Abs. 1 SPG
und bei Opfern im Sinn des § 65 Z 1 lit. a vor einem Rücktritt von der Verfolgung
ausreichend Zeit zur Stellungnahme zu geben.

§ 239 hat zu lauten:
§ 239. Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Aufruf der Sache. Der Angeklag-

te erscheint ungefesselt, jedoch, wenn er in Untersuchungshaft ist, in Begleitung
einer Wache. In den in § 174 Abs. 1 geregelten Fällen kann bei Angeklagten, die in
Untersuchungshaft angehalten werden, gemäß § 153 Abs. 4 vorgegangen werden.
Die zur Beweisführung etwa erforderlichen Gegenstände, die dem Angeklagten
oder den Zeugen zur Anerkennung vorzulegen sind, müssen vor dem Beginn der
Verhandlung in den Gerichtssaal gebracht werden.

§ 250 Abs. 3 hat zu lauten:
(3) Opfer gemäß § 65 Z 1 lit. a und besonders schutzbedürftige Opfer (§ 66a)

hat der Vorsitzende auf ihren Antrag auf die in § 165 Abs. 3 beschriebene Art und
Weise zu vernehmen; im Übrigen hat er bei der Vernehmung von Zeugen § 165
sinngemäß anzuwenden. Dabei hat er auch den bei der Befragung nicht anwesen-
den Mitgliedern des Schöffengerichts Gelegenheit zu geben, die Vernehmung des
Zeugen mitzuverfolgen und den Zeugen zu befragen.

§ 286 Abs. 1a wurde eingefügt:
(1a) In den in § 174 Abs. 1 geregelten Fällen kann bei Angeklagten, die in Un-

tersuchungshaft angehalten werden, gemäß § 153 Abs. 4 vorgegangen werden.

§ 294 Abs. 5 hat zu lauten:
(5) Wird über die Berufung nicht schon in der nichtöffentlichen Sitzung ent-

schieden, so hat der Vorsitzende einen Gerichtstag zur öffentlichen Verhandlung
über die Berufung anzuordnen. Für die Anberaumung und Durchführung des Ge-
richtstages gelten die Bestimmungen der §§ 286 und 287 dem Sinne nach mit der
Maßgabe, dass der nicht verhaftete Angeklagte vorzuladen und auch die Vorfüh-
rung des verhafteten Angeklagten zu veranlassen ist, es sei denn, dieser hätte
durch seinen Verteidiger ausdrücklich darauf verzichtet oder es liegt ein Fall des §
286 Abs. 1a vor. Ist die Berufung gegen den Ausspruch über die privatrechtlichen
Ansprüche gerichtet, so ist auch der Privatbeteiligte vorzuladen. Die §§ 233 bis
237 gelten sinngemäß.
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§ 296 Abs. 5 hat zu lauten:
(3) Wird über die Berufung nicht schon in der nichtöffentlichen Sitzung ent-

schieden, so entscheidet der Oberste Gerichtshof über die Berufung beim Ge-
richtstag zur öffentlichen Verhandlung über die Nichtigkeitsbeschwerde. In die-
sem Fall ist zum Gerichtstag der nicht verhaftete Angeklagte vorzuladen und die
Vorführung des verhafteten Angeklagten zu veranlassen, es sei denn, dieser hätte
durch seinen Verteidiger ausdrücklich darauf verzichtet oder es liegt ein Fall des §
286 Abs. 1a vor. Ist die Berufung gegen den Ausspruch über die privatrechtlichen
Ansprüche gerichtet, so ist auch der Privatbeteiligte vorzuladen.

§ 410 Abs. 1 hat zu lauten:
§ 410. (1) Über die nachträgliche Strafmilderung, die Neubemessung des Ta-

gessatzes sowie die Änderung der Entscheidung über den Verfall, den erweiterten
Verfall (§ 31a StGB) oder über das Tätigkeitsverbot (§ 220b Abs. 3 StGB) entschei-
det das Gericht, das in erster Instanz erkannt hat, auf Antrag oder von Amts we-
gen nach Erhebung der für die Entscheidung maßgebenden Umstände mit
Beschluß.

§ 471 hat zu lauten:
§ 471. Für die Anberaumung und Durchführung des Gerichtstags zur öffentli-

chen Verhandlung sowie für die Entscheidung über die Berufung gelten §§ 233 bis
237, 286 Abs. 1 und 1a, 287, 288 Abs. 2 Z 3 erster Satz, 289, 290, 293 Abs. 4, 294,
295 sowie 296a sinngemäß, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt wird.

§ 514 Abs. 37 Z 3 lit. h hat zu lauten:
h. in § 147 Abs. 2 die Wendung „oder Überwachung verschlüsselter Nach-

richten nach § 135a“.

§ 514 Abs. 40 bis 44 wurden angefügt:
(40) Der Eintrag des Titels von § 66a im Inhaltsverzeichnis sowie § 56 Abs. 3,

§ 66 Abs. 2 § 70 Abs. 1, § 115 Abs. 1 Z 3, § 155 Abs. 1 Z 3 und § 516a Abs. 8 bis 10
treten mit 1. November 2018 in Kraft.

(41) § 52 Abs. 2 Z 4, § 53 Abs. 2, § 66a Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 Z 1a, § 68
Abs. 1, § 70, § 76 Abs. 4 und 6, § 80 Abs. 1, § 96 Abs. 5, § 165 Abs. 4, § 173 Abs. 5 Z
3, § 206 Abs. 1, § 250 Abs. 3 und § 410 Abs. 1 in der Fassung des Gewaltschutzge-
setzes 2019, BGBl. I Nr. 105/2019, treten mit 01.01.2020 in Kraft.

(41) „§ 20 Abs. 1 Z 1 und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
111/2019 treten mit xx.xx.20xx1 in Kraft.

(42) § 174 Abs. 1, § 176 Abs. 3 und § 239 treten mit dem der Kundmachung des
bezeichneten Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.

(43) § 174 Abs. 1, § 239, § 286 Abs. 1a und § 471 treten mit dem der Kundma-
chung des bezeichneten Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.

1 So im BGBl. - daher Inkrafftreten mit 28.12.2019.
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(44) § 53 Abs. 2, § 58 Abs. 4, § 59 Abs. 5, § 61 Abs. 2, § 62 Abs. 2a, § 155 Abs. 1,
§ 160 Abs. 3 und § 171 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I. Nr.
20/2020 treten mit 1. Juni 2020 in Kraft.

(45) § 294 Abs. 5 und § 296 Abs. 3 in der Fassung BGBl. I Nr. 24/2020 treten mit
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

§ 526a Abs. 10 und Abs. 11 wurden angefügt:
(10) § 66 Abs. 2 und § 70 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I

Nr. 70/2018 dienen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/541 zur Terrorismusbe-
kämpfung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates und
zur Änderung des Beschlusses 2005/671/JI des Rates, ABl. Nr. L 88 vom
15.03.2017 S. 6.

(11) § 59 Abs. 5, § 61 Abs. 2, § 62 Abs. 2a und § 171 Abs. 4 Z 2 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. I. Nr. 20/2020 dienen der Umsetzung der Richtlinie (EU)
2016/1919 über Prozesskostenhilfe für Verdächtige und beschuldigte Personen in
Strafverfahren sowie für gesuchte Personen in Verfahren zur Vollstreckung eines
Europäischen Haftbefehls, ABl. Nr. L 297 vom 04.11.2016 S. 1.


